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 I .  Anmeldung        
  

 TOP: 1.0 

 

Kommission für Integration 

Sitzungsdatum 05.10.2017 

öffentlich 

Betreff: 
Zuwanderung aus EU-Krisenländern 

Anlagen: 
Beschluss des Integrationsrates vom 16.05.2017 
Sachverhalt 
Bericht des Jobcenters 

Bisherige Beratungsfolge: 

Gremium Sitzungsdatum Bericht 
Abstimmungsergebnis 

angenommen abgelehnt vertagt/verwiesen 

                

                

Sachverhalt (kurz): 
Mit Beschluss vom 16.05.2017 hat der Nürnberger Rat für Integration und Zuwanderung um einen 
Bericht zu Zuwanderung aus sogenannten „EU-Krisenländern“ gebeten. Die Koordinierungsgruppe 
Integration unterstützt die Zielsetzung des Beschlusses, dass die Stadt neben der Zuwanderung von 
Flüchtlingen auch ein Augenmerk auf die Zuwanderung aus Ländern der Europäischen Union richten 
soll. Mit dem Begriff "EU-Krisenländer" sind die Bezugsländer nicht eindeutig definiert, in Ländern wie 
Rumänien, Bulgarien, Polen, Griechenland, Italien, Spanien oder Portugal unterscheidet sich zudem 
die Situationen in vielen Punkten. Dieser Bericht bezieht sich daher schwerpunktmäßig auf 
Zuwanderung aus EU-Staaten aus Ost- und Südeuropa.  

Beschluss-/Gutachtenvorschlag: 
entfällt, da Bericht 
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1. Finanzielle Auswirkungen: 

  Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen 

 Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 (→ weiter bei 2.) 

  Nein (→ weiter bei 2.) 

  Ja 

  Kosten noch nicht bekannt 

  Kosten bekannt 
 

 Gesamtkosten       € Folgekosten       € pro Jahr 

     dauerhaft   nur für einen begrenzten Zeitraum 

 davon investiv       € davon Sachkosten       € pro Jahr 

 davon konsumtiv       € davon Personalkosten       € pro Jahr 

 

 
Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen ausreichend zur Verfügung? 
(mit Ref. II / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt, 
ansonsten Ref. II / Stk in Kenntnis gesetzt) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein (→ weiter bei 3.) 

  Ja 

  Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans 

 
 Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von       Vollkraftstellen (Einbringung 

und Prüfung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens) 

  Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt 
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2b. Abstimmung mit OrgA ist erfolgt   (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufüllen) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

3. Diversity-Relevanz: 

  Nein 
Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

Im Bericht wird in erster Linie auf das Merkmal Herkunftsland eingegangen, 
daneben werden auch die Dimensionen Alter und soziale Lage thematisiert.   Ja 

 

4. Abstimmung mit weiteren Geschäftsbereichen / Dienststellen: 
 

   RA (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen) 

   Koordinierungsgruppe Integration 

   Rat für Integration und Zuwanderung 

         

 
 II. Herrn OBM      
 
 III. IV/KuF 
 

Nürnberg, 15.09.2017 
Der Oberbürgermeister 
 
 
 
 (     ) 
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